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Richter sind nicht weisungsgebunden, sie sind unversetzbar und unabsetzbar.

Die Unabhängigkeit der Richter wird allerdings nicht selten falsch interpretiert oder verstanden.

JANKO FERK

Die Schwierigkeiten fangen bereits
bei der beruflichen Begriffsbestim-
mung an. Die (Berufs-)Richter ste-
hen in einem ständigen Dienstver-
hältnis zum Staat, ohne Beamte zu
sein. Ihre Sonderstellung ergibt sich
aus der Unabhängigkeit, die ihnen
die Bundesverfassung für die Aus-
übung des Richteramts zuerkennt.
Der Richter ist Organwalter mit be-
sonderer rechtlicher Stellung.

Die sachliche Unabhängigkeit
äußert sich in der strikten Wei-
sungsungebundenheit, die persön-
liche Unabhängigkeit in der Unab-
setzbarkeit und Unversetzbarkeit.

In Justizverwaltungssachen hin-
gegen besteht nur dann Unabhän-
gigkeit, wenn diese in Senaten und
Kommissionen zu erledigen sind,
wenn es beispielsweise um die Ge-
schäftsverteilung oder Besetzungs-
vorschläge geht. Weisungsgebun-
den ist der Richter beispielsweise
dann, wenn er monokratisch, so als
Präsident eines Gerichts(hofs), Jus-
tizverwaltungssachen besorgt.

Die Bundesverfassung (Art. 86 ff.
B-VG) hebt den Richter als Haupt-
organ der Gerichtsbarkeit hervor,
dem weder individuelle noch gene-
relle, weder konkrete noch abstrak-
te Weisungen – wie sie im Art. 20 B-
VG für die Organwalter der Verwal-
tung vorgesehen sind – gegeben
werden können. Weisungen sind
absolut nichtig und folglich unbe-
achtlich. In diesem Hauptmerkmal
unterscheidet sich der Richter we-
sentlich vom Staatsanwalt.

Zur Sicherung der Unabhängig-
keit sieht die Bundesverfassung vor,
dass Richter unabsetzbar und un-
versetzbar sind. Allerdings kann die
Unabsetzbarkeit und Unversetz-
barkeit in den vom Gesetz normier-
ten Fällen mit förmlichen richterli-
chen Erkenntnissen durchbrochen
werden. Gemeinhin wird in diesem
Zusammenhang von „richterlichen

Privilegien“ gesprochen, die de fac-
to nicht feststellbar sind.

Auszugehen ist davon, dass nur
eine solche Person Recht sprechen
wird können, die sich tatsächlich
als unabhängig betrachten kann,
die vor jedweder Einflussnahme ge-

Unabhängige Richter sind
ein Privileg der Bürger

schützt ist und daher Recht ohne
Ansehen der Person sprechen kann.
Unabhängigkeit bedeutet jedoch
nicht Entscheidungsfreiheit, son-
dern ausschließliche Bindung an
das Gesetz.

Historisch gesehen hat die ent-

stehende bürgerliche Gesellschaft
bald verstanden, dass ein Rechts-
staat nur unter den Bedingungen
richterlicher Unabhängigkeit funk-
tionieren kann und jeder Eingriff in
diese die Rechtsstaatlichkeit re-
duzieren, ja das geschlossene
rechtsstaatliche System aufbrechen
würde.

Die Unabhängigkeit ist daher,
was betont sei, kein Privileg der
Richter, sondern der Gesellschaft
oder des einzelnen Bürgers, der da-
von ausgehen kann, dass alle Bür-
ger vor dem Gesetz gleich sind. (Vgl.
d. Art. 7 Abs. 1 B-VG.) Abseits dieser
Garantien wäre Judizieren im heu-
tigen Sinn, in der Form des mo-
dernen Rechtsstaats, nicht mehr
möglich.

Andererseits darf keinesfalls
übersehen werden, dass die richter-
liche Unabhängigkeit (die Rechts-
wissenschaft nennt sie auch den
Rechtsschutz durch unabhängige
Gerichte) – neben weiteren Merk-
malen wie der Grundrechte, Gewal-
tenteilung, Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung sowie Berechenbarkeit
und Voraussehbarkeit staatlicher
Machtäußerungen – zu den Kenn-
zeichen des Rechtsstaats gehört.

Die richterliche Unabhängigkeit
ist daher nicht ein Privileg der
Rechtsprecher, sondern aus-
schließlich der Rechtssuchenden.
Die richterliche Unabhängigkeit be-
ziehungsweise der Rechtsschutz
durch unabhängige Gerichte ist ein
Grundrecht der Bürger.

Der Gesetzgeber hat daher den
Rechtssuchenden die Grundrechte
und den Rechtsprechern ein Judi-
zieren in Würde zu garantieren, was
völlig ohne Pathos, aber mit aller
Verantwortung gesagt und ge-
schrieben sei.
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Die Unabhängigkeit der Richter bedeutet nicht, dass sie frei in ihren Ent-

scheidungen sind. Sie sind ausschließlich an das Gesetz gebunden. Im Bild

der Präsident des Verfassungsgerichtshofs Gerhart Holzinger. BILD: SN/DAPD

Ferien

Kannein
Urlaubverjähren?

Oft wird im Betriebsalltag be-
hauptet, dass Urlaub jeweils bis
zum Jahresende zu verbrauchen
ist, da er sonst bereits verfällt.
Aber stimmt das überhaupt?
Der Urlaubsanspruch verjährt
laut Urlaubsgesetz zwei Jahre
nach dem Ende des Urlaubsjah-
res, in dem der Urlaub entstan-
den ist. Das bedeutet, dass je-
weils der Urlaub des laufenden
Jahres und die Urlaube der bei-
den vorangegangenen Urlaubs-
jahre noch nicht verjährt sind.
Der Arbeitnehmer hat also drei
Jahre Zeit, seinen Urlaub zu ver-
brauchen. Die Verjährungsfrist
verlängert sich bei Inanspruch-
nahme einer Elternkarenz um
den Zeitraum der Karenz.
Zu beachten ist, dass bei jeder
Urlaubskonsumation immer der
älteste noch offene Urlaub ver-
braucht wird.
Bereits verjährter Urlaub kann
jedoch wieder aufleben, wenn
zum Beispiel der Urlaub trotz
Verjährung auf der Gehalts-
abrechnung ausgewiesen wird,
oder wenn der Arbeitgeber Aus-
künfte aus der Urlaubskartei
inklusive des schon verjährten
Urlaubs gibt.

Ferien

WenndasAMSdas
Arbeitslosengeld sperrt

Wer seinen Job verliert, erhält in
der Regel Arbeitslosengeld vom
Arbeitsmarktservice (AMS). Die
sofortige Auszahlung des Ar-
beitslosengelds jedoch hängt da-
von ab, wie das Dienstverhältnis
beendet worden ist.
Wenn der Arbeitnehmer selbst
gekündigt hat, während der Pro-
bezeit ausgetreten ist oder eine
Entlassung durch den Arbeitge-
ber selbst verschuldet hat, ge-
bührt für die ersten vier Wochen
nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses kein Arbeitslosengeld.
Die gesamte Bezugsdauer wird
dadurch aber nicht verkürzt.
Von dieser vierwöchigen Ar-
beitslosengeld-Sperre gibt es
aber Ausnahmen:
Sollten nämlich triftige Gründe
für die Beendigung des Dienst-
verhältnisses durch den Arbeit-
nehmer vorliegen, kann das Ar-
beitsmarktservice Nachsicht ge-
währen und das Arbeitslosen-
geld trotzdem ausbezahlen.
Beharrt das Arbeitsmarktservice
aber auf der Sperre, besteht
Krankenversicherungsschutz,
bei der Pensionsberechnung
hingegen wird die vierwöchige
Sperrzeit nicht berücksichtigt.
Bei einer Kündigung oder einer
Auflösung des Dienstverhältnis-
ses in der Probezeit durch den
Arbeitgeber wird das Arbeitslo-
sengeld grundsätzlich nicht ge-
sperrt. Das gilt auch bei einver-
nehmlicher Auflösung des Be-
schäftigungsverhältnisses.
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Geschäft mit der Liebe kann teuer sein
Ein Beispiel für einen langwierigen Streit mit Partnervermittlern.

STEPHAN KLIEMSTEIN

Liebe ist nicht käuflich, heißt es.
Teuer ist sie trotzdem manch-
mal. Das musste auch ein damals
75-Jähriger am eigenen Leib er-
fahren. Er suchte die Richtige –
und bekam eine Rechnung über
7200 Euro. Der Pensionist hatte
2012 eine Partnervermittlerin
damit beauftragt, ihn zwölf Mo-
nate lang zu betreuen und ihm in
diesem Zeitraum mindestens
sechs Vorschläge für mögliche
Partnerinnen zu übermitteln.
Dafür bezahlte er 7200 Euro bei
Vertragsabschluss. Laut Anfor-
derungsprofil sollte das Höchst-
alter der Frauen bei 72 Jahren lie-
gen, wobei der Mann angab, 30
bis 40 Jahre jüngere Frauen zu
bevorzugen. Diese Vorgabe hat
die Auftragnehmerin allerdings
als unrealistisch abgetan und
nicht ernst genommen.

In weiterer Folge habe sie ins-

gesamt sieben Partnervorschläge
per Post an den älteren Herren ver-
schickt, so die Vermittlerin. Der
Kunde hingegen gab an, er habe nur
zwei der Vorschläge erhalten, wobei
diese aufgrund des Alters der Frau-
en, 50 und 65 Jahre, ungeeignet ge-
wesen seien. Er trat vom Vertrag zu-
rück und begehrte die Rückzahlung
des gesamten Entgelts. Der Fall ging
durch die Instanzen und landete
beim Obersten Gerichtshof, der
jüngst entschied: Die Auftragneh-
merin ist ihrer Leistungspflicht nur

dann vollständig nachgekommen,
wenn die vereinbarte Mindestzahl
von sechs Partnervorschlägen dem
Kunden auch tatsächlich zugegan-
gen ist. Die Beweislast trifft in die-
sem Fall die Partnervermittlerin.

Jetzt muss das Erstgericht in ei-
nem fortgesetzten Verfahren fest-
stellen, ob der betagte Single tat-
sächlich sechs Vorschläge erhalten
hat. Wenn nicht, kann er unter Um-
ständen teilweise vom Vertrag zu-
rücktreten. Zwei Vorschläge hat er
ja erhalten.

Privates Glück ist auchmit Partnervermittlern nicht garantiert. BILD: SN/BILDERBOX.COM

Gummiparagraf:
Darunter sindGesetzesbestim-
mungen zu verstehen, die ausle-
gungsbedürftig sind, die sich also
biegen lassen. Solche allgemein
formuliertenGeneralklauseln tra-
gen zu einer AnpassungundAktua-
lisierung der Rechtsprechung bei.

Hemmung:
Wer gehemmt ist, gilt als unsicher
und verkrampft. Rechtlich betrifft
die Hemmung die Verjährung von
Ansprüchen.

Negatives Interesse:
Gemeint ist nicht etwa die „Null
Bock“-Mentalität. Ein Vertrauens-
schaden, auch negatives Interesse
genannt, liegt vor, wenn auf das Zu-
standekommen eines Vertrags ver-
traut wurde, dieser aber letztlich
nicht geschlossen wird.

Aliud:
Wenn eine völlig andere Sache ge-
liefert wird als bestellt, etwa einMo-
torrad statt ein Auto. Kliemstein
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